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lieber Verwaltungs-Recht und -Rechtspflege. 



VoD Oberamtmann Hayer in Göppingen. 



Erster Artikel. 

Die nachstehenden Erörterungen bezwecken , ohne näheres 
Eingehen auf die vielbesiriltenen Grenzen zwischen Justiz und 
Verwaltung, zunächst eine Untersuchung der Beziehungen zwischen 
Verwaltung und Recht, also der rechtlichen Natur der 
Verwaltungs-Acte selbst, von ihrem Wesen und Zwecke 
aus, um von da zur Entwicklung des EigenthUmlichen der Streit- 
sachen im Gebiete der Verwaltung und des Verfahrens bei ihrer 
Entscheidung zu gelangen. 

Offenbar leisten Diejenigen, welche die Thätigkeil der Ver- 
waltung ganz auf das Gebiet des Zweckmässigen und Nützlichen 
drängen wollen, in ihrem Eifer für das Recht, als Einzeln- und 
Privatrecht , der Rechls-Idee selbst und ihrer lebendigen Ent- 
wicklung im Staate einen schlechten Dienst; eine so schroffe und 
abstracte Entgegensetzung von Recht und Verwaltung ist mit 
jener durchaus unverträglich und in sich unwahr. 

Die scharfe Sonderung der Begriffe und Gebiete von Justiz 
und Verwaltung erwuchs eben aus dem Bedürfnisse, die Ueber- 
wucherung und unnatürliche Beherrschung des öffentlichen Lebens 
durch das im Kasten- und Corporationsgeiste befangene richter- 
liche Amt zu brechen, und steigerte sich zu dem Gedanken einer 
Theilung der Gewalten. Jetzt fasst man oft den Begriff der 
Verwaltung in einer Weise, welche einerseits näher betrachtet, 
der Sicherheit der Rechte nichts weniger als günstig ist, ander- 
seits der Verwaltung ihren eigentlichen Nerv benimmt und eben 
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wieder zu jener Macht der Gerichte über die Functionen der 
Staatsgewalt zurückführt. 

So wichtig es ist, dass die öfTentliche Verwaltung ihre Auf- 
gaben frisch und energisch erfasst und zu verwirklichen sich be- 
strebt, ohne sich in unlebcndiger, unfruchtbarer juristischer Zer- 
gliederung vorkommender Fälle zu verlieren, so dringend ist 
anderseits die Forderung, dass ihr nie das Bewusstsein abgehe, 
in ihrem Wirkungskreise stets andere berechtigte Kreise des Seins 
und Wirkens sich gegenüber zu haben, dass sie hiernach mit der 
ganzen Veranlworilichkeit für ihre Schritte in sich selbst den 
rechtlichen Maasstab finde für die Art und Ausdehnung ihrer 
Mittel und Maassregeln. 

Diese stete ßerUhrtfiig mit Rechlskrcisen ist aber eine 
wesentliche — als solche noch lange nicht genügend erörterte 
Seite der öffentlichen Verwallung im weitern Sinne. Sie muss 
als wirksames lebendiges Organ der Gesammtheit, wo sie nicht 
blos 

a. verwallend im engern, öconomischen Sinne, oder 

6. nur fördernd , unterstützend , aus ihren Mitteln gemein- 
nützige Anstalten zum öffentlichen Gebrauche darbietend, sondern 
wo sie 

c. gebietend und verbietend, andere Rechts- und Wirkungs- 
kreise beschränkend auftrilt, wesentlich mit dem Rechte zu 
Ihun haben, wenn wir darunter im Allgemeinen die zwingende 
Norm des äussern Handelns und Wirkens zu verstehen haben. 

Zunächst freilich dringt sich uns immer beim Rechte der 
Begriff des Privatrechts auf, das Recht des Individuums 
als solchen, dessen HinfUhrung zu seiner höchsten Bestimmung 
ja die letzte Aufgabe des Staats und des Rechts ist. Die Rechte 
des Einzelnen als solchen, können aber nur zunächst die sein, 
welche blos auf ihn und wieder andere Einzelne, nur auf bestimmt 
abgegrenzte Sachen Bezug haben — deren Objecte ausschliesslich 
seinem Willen unterworfen, mit seiner Persönlichkeit zu einer 
besondern rechtlichen Sphäre vereinigt, aber auch in der Regel 
wieder mit seinem Willen von ihr trennbar sind. Die sittliche 
Bestimmung des Individuums kann ohne das Dasein und 
eine gewisse Ausdehnung dieser freien rechtlichen 
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Sphäre nicht erreicht werden und die Freiheil wird um 
so mehr empfunden werden, je reicher und ausgedehnter im All- 
gemeinen diese individuellen Rechlssphären sind, vorausgesetzt, 
dass dabei das Ganze , der Staat und die Genossenschaften , die 
innerhalb desselben einen bleibenden silllichen Zweck ver- 
folgen, von den Individuen wirksam gestützt und getragen und 
die nothwendige Gesammt - Entwicklung im Wege des frei- 
willigen Zusammentritts der Individuen ebenso gefördert wird, 
wie diess sonst durch die Organe der Gesammiheit selbst mit 
der Folge weiterer zwangsmässiger Einwirkung auf die Einzeln- 
Rechte geschehen muss. In diesen Kreis des Einzeinrechls ge- 
hören aber nicht allein Vermögensrechte, sondern wesentlich 
auch das Recht freier persönlicher Thätigkeit innerhalb der ge- 
setzlichen Schranken, insbesondere das Recht, sich auf erlaubte 
Weise, durch Betreibung einer zum Lebensberufe gewählten 
rechtlichen Beschäftigung seinen Unterhalt zu gewinnen. 

Selbst der Staat und die ölTentlichen Körperschaften bedürfen 
einer solchen individuellen Rechtssphäre, um ihre Aufgabe er- 
füllen, in den Kreis der individuellen Wechselbeziehungen ein- 
treten zu können. Sie treten als Besitzer von Vermögensrechten, 
wie sie auch der Einzelne besitzen kann, besonders von Gütern, 
als Contrahenten über Lieferungen etc. in der Gestalt individuell- 
Berechtigter auf, als welche der Staat durch die jura fisci noch 
besonders im Gesetz begünstigt ist. 

Diese individuellen Rechtssphären, die im Staate neben- 
einander bestehen, die einzeln gegen einzelne theils an sich 
Wirksamkeit äussern, theils mit freier Selbstbestimmung gegen 
einander Beziehungen knüpfen, woraus besondere Rechte und 
Verbindlichkeiten erwachsen — diese sind es, die unter der Ob- 
hut des Richters stehen, der als vom Staate hiezu bestellter 
Kundiger auf Anrufen des wirklich oder vermeintlich Verletzten, 
lediglich nach dem diese individuellen Rechlsbeziehungen ordnen- 
den Rechte ihre gegenseitigen Grenzen bestimmt. 

Das Wirken der öffentlichen Gewalt im Staate, wie es als 
Erfüllung einer sittlichen Idee, zum Bestand und Gedeihen des 
Ganzen , wie aller Einzelnen noihwendig und erspriesslich er- 
scheint, ist zwar gleichfalls als Ausfluss von Rechten aufzufassen, 
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während es auf dem befangenen, eigensUchligen Standpunkt des 
Einzelnrechts häufig nur als Auslluss der Gewalt angesehen und 
empfunden wird. Dass diese Rechte der Gesammtheit, wie 
sie ihr Organismus ergibt, jeweilig in harmonischem, beide Kreise 
befriedigendem Einklang stehen mit dem System der individuellen 
Rechts- und Freiheilssphären, diess ist das zu erstrebende Ziel 
der Gesetzgebung uwd Rechlsbildung. Aber diese Rechte des 
Ganzen stehen olTenbar den Individualrechten nicht so gegenüber, 
wie diese unter sich und nebeneinander stehen; sie sind zugleich 
die höherstehende das Einzelne zum Ganzen beziehende For- 
mation des Rechts überhaupt (Hoheitsrechte), das regelnde und 
maassgebende Prinzip für die Einzelnrechle, die Erscheinung und 
der Ausdruck des Gesammtorganismus, in dem und unter dessen 
Obhut, Anregung und Leitung die einzelnen Glieder ihr besonderes 
Dasein pflegen. Nicht die individuellen Rechte allein bilden das 
Recht, nicht die Aufrechlhallung des „Privatrechlszustan- 
d e s der einzelnen Slaatsgeno.ssen" ist der wesentliche Staats- 
zweck, sondern das Recht überhaupt. — Diese allgemeinen An- 
sichten musslen hier ausgesprochen werden, ehe das Verhältniss 
der Verwaltung zu dem Rechte in ihren concrelen Erscheinungen 
und Aeusserungen darzulegen gesucht wird. Diese sind zu 
finden : 

A. im Verhältniss des Individuums (und der hier in den 
meisten Beziehungen den Individuen gleichstehenden öiTenll. Kör- 
perschaften) zum Ganzen des Staats; 

B. im Verhältniss der öfi'enilichcn Körperschaften im Staat 
zu diesen, zu einander und zu den Individuen; 

C. im Wechselverhällniss der Individualrechte selbst. 

A. Zuvörderst tritt uns hier die Beziehung der Indi- 
viduen zum Staatsganzen in folgenden Richtungen entgegen : 

I. in unmittelbaren und directen Verpflichtungen und Lei- 
stungen für den Slaat: 

1) in Beziehung auf die Angehörigkeit zum Staate. 
Die Aufnahme neuer Bürger ist ein Act freier Disposition der 
Slaalsgewalt, dem keinerlei Recht des Individuums entgegensteht, 
wo nicht in Staatseinigungen ein solches begründet ist, wie das 
projectirte deutsche Reicbsbürgerrechl ; es kann hier nur von 
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einer siUlicheti Verpflichtung der Staatsgewalt auf dort Grund 
der allgemeinen menschlichen Wechselseitigkeit und von einer 
rechtlichen, lediglich durch die conslitutionellen Einrichtungen 
zu wahrenden Pflicht gegen das Staatsganze selbst, sofern 
ein willkürliches Ausschliesscn den Zufluss neuer Kräfte zum 
Schaden des Ganzen hindern und gleiche Ausschliessung bei 
andern Staaten hervorrufen könnte, die Rede sein. 

Jene allgemeinen, conslitutionellen Einrichtungen — das ist 
hier im Allgemeinen zu bemerken — sind es, welche die Er- 
füllung der Verpflichtungen der Staatsgewalt gegen den Staat 
und die Gesammiheit, so wie gegen die Einzelnen sichern sollen, 
in wirksamerer Weise, als eine Staatsbehörde selbst, wie die 
Gerichte sind, durch einzelne Aussprüche thun kann. Es genügt 
nicht, dass bei forlgescizlem rechtswidrigem Verfahren gegen 
mehrere Einzelne diese klagen oder klagen können, es ist 
vielmehr der Missbrauch der Staatsgewalt ein öfl'eniliches Uebel, 
dem durch jene weiterreichendon Mittel vorgebeugt und begegnet 
werden muss. 

Dagegen hat die Staatsverwaltung, dem freien Auswande- 
rungsrecht gegenüber, die Cognition über die geschehene Er- 
füllung der gesetzlichen Bedingungen. Es handelt sich dabei 
nur noch um die ErmiltUing, ob die Staatsgewall gesetzlichen 
Grund habe, den Wegzug zu hemmen, die nölhigen Pässe zu 
verweigern, wozu die Erhebung der blossen Thalsache gehört, 
dass auch die individuellrechllichen Verpflichtungen nöthigenfalls 
im gerichtlichen Wege gelöst seien. 

2) Wo die Einzelnen zu unmittelbarer Mitwirkung für 
Staatszwecke berufen sind, bei Wahlen der Abgeordneten, 
der Geschworenen, handeln sie eben nicht als Vertreter ihrer 
individuellen Rechtskreise, sondern als Organe der Gesammiheit, 
welche sie nach den vorliegenden Normen hiezu beruft. Zu 
bewirken, dass die hierdurch Berufenen, aber auch nur diese, 
wirklich und ohne willkührlichen Ausschluss Einzelner berufen 
werden, diess ist die Haupt-Aufgabe der Staatsverwaltung bei 
Handhabung jener Normen, deren Lösung besonders dadurch ge- 
fördert wird, dass die Einzelnen selbst auch durch Anzeige von 
Unrichtigkeiten dazu mitwirken dürfen. 
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Zugleich ist es namenllich für den Einzelnen, bei welchem 
die gesetzlichen Voraussetzungen zutreffen , um so mehr ein 
rechtliches Interesse, nicht übergangen, nicht für unfähig 
erkannt zu werden, je lebendiger auch von den Einzelnen die 
Interessen der Gesammtheit ergriffen werden und die Verpflich- 
tung, für das Ganze zu wirken, zugleich als crweiterteEhre 
empfunden wird. Dieses Wahlrecht — im Widerspruch mit dem 
allgemeinen Sprachgebrauch nicht als Recht gellen zu lassen, 
sondern nur als Verpflichtung zu declariren, ist um so weniger 
begründet, als es rechtlichem Bedenken unterliegt, auf Erfüllung 
dieser Verpflichtung zwangsweise zu bestehen , wo immer der 
Zweck auch ohne die Mitwirkung des lässigen Einzelnen, in der 
Jener Gedanke des Allgemeinen nicht wirksam oder aus irgend 
welchen Motiven zurückgetreten ist, dessen Theilnahme daher auch 
nicht die richtige wäre, erreicht werden kann. Jenes rechtliche 
Interesse aber, als ausser dem individuellen Rechtskreise liegend, 
kann nur bei der Slaalsverwallung gellend gemacht werden, 
welche die Wahl-Normen und die hierin liegende Befugniss, jene 
erweiterte Ehre anzuerkennen und zuzulheilen, handhabt. 

3) Anderseils besteht das Recht der Staatsgewalt , die Ein- 
zelnen für die Zwecke des Ganzen, damit dieses bestehen 
und gedeihlich wirken kann , sowohl mit persönlichem Dienste, 
namentlich Militärdiensten , als mit sachlichen Reichungen, A b- 
gaben, in Anspruch zu nehmen. Es ist die Aufgabe der Ver- 
waltung, diese Beiträge auf die Einzelnen nach dem Gesetze, 
insbesondere nach dem Grundsatze der Gleichheit und Verhält- 
nissmässigkeil richtig zu vertheilen, wobei sich als erste Forde- 
rung ergibt, dass keine nicht im Gesetze begründete, oder gar 
willkürliche Freilassung stallfinde. Die Handhabung dieser Auf- 
gabe bringt von selbst die Festsetzung dessen mit sich, was jeder 
Einzelne zu leisten hat, diese Festsetzung ist der Aus- 
fluss eines von der Verwaltung zu übenden Rechts der Ge- 
sammtheit, welche die individuellen Rechtskreise eben nur 
anerkennt, so weit sie nach Abzug dieser für das Ganze 
nolhwendigen Reichungen bestehen '). 

1) Wenn Pfeifer, prnkt. Ausf. VI. Bd. umgekehrt argumenlirt, dass die 
Staatsverwaltung, indem sie ihre rechtliche Befugniss überschreitend da« in- 
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Wenn daher dem Einzelnen auch nimmer das Recht ent- 
zogen werden kann , die Interessen seines besondern Rechtskreises 
in der Richtung geltend zu machen, dass ihm überhaupt nur in 
den gesetzlichen Fällen der Steuerbeleguiig, der Dienslanforde- 
rung und nicht weiter als die ihm zustehenden Objecte es mit 
sich bringen, auferlegt und entzogen werde, so ist doch hier 
kein Streit zwischen zwei nebeneinanderstehenden Rechtskreisen, 
sondern es gilt nur, die Richtigkeit, das wahre Verhältniss 
jener Festsetzung zu ermitteln, die unmittelbar durch die Organe 
der Gesammlheit als Macht über die Einzelnen erfolgt. Es ist 
dabei die Pflicht und zugleich das wahre Interesse der Gesammt- 
heit, dass kein mit dem geordneten Ganzen der Verwaltung ver- 
trägliches Mittel, diese materielle Richtigkeit zu erreichen, unver- 
sucht bleibe, wozu eben die Anhörung des einzelnen Betheiligten 
über seine Einwendungen gehört. 

II. Handelte es sich vorhin scheinbar um einen Abzug, 
um eine directe Minderung der individuellen Rechtskreise zur 
Bildung eines Fonds für das Ganze, das ohnedem nicht bestehen 
könnte, so tritt jetzt in einer zweiten Kategorie rechtlicher Be- 
ziehungen an die verbleibenden Rechlssphären der Einzelnen die 
Forderung der Gesammlheit hervor, dass in der Art und Weise 
ihres Seins und ihrer Ausübung nach aussen keine Beeinträch- 
tigung der ölTentlichen Sicherheit, Ordnung, Wohlfahrt entstehe, 
dass also namentlich weder der allgemeine Genuss der an sich 
allgemeinen Dinge, wie der Luft, der öflentlichen Wasser etc. 
behindert, noch auf die Objecte irgend einer bestimmten oder 
unbestimmten Mehrzahl von individuellen Rechlssphären gc- 
fiihrdend, hemmend eingewirkt werde. Es handelt sich also von 
Handhabung des grössern Theils der verschiedenen Polizei-Gesetze, 
wobei die Staatsgewalt theils in ihrem eigensten Berufe, den Be- 
stand und die Sicherheit des Slaatsorganismus selbst zu wahren, 
theils und hauptsächlich als Vertreterin der im Staat enthaltenen 



dividuelle Recht verletzt, dann eben nicht mehr als Willen und Organ der 
Staatsgewalt anzusehen sei, so wird hiemit dock das Einzelne über das All- 
gemeine, das Individuelle als das zuerst Gültige hingestellt und der Itichter, 
der hierüber erkennen soll, in der That zum „mailre du gouvememenl" 
gemacht. 
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und von ihr zu verbürgenden socialen Ordnung der bürgerlichen 
Gesellschaft, zu handeln hat. Auch hier steht der individuelle 
Rechlskreis den Anforderungen der Gesainmtheit nicht so gegen- 
über, wie einem andern gleichen Rechtskreise, er empfängt viel- 
mehr von dort sein durch das vernünftig -sittliche Zusammen- 
leben gefordertes Maass, über welches hinaus sein Bestehen über- 
haupt nicht als Recht gelten kann. Die Festsetzung dieses Maasses 
ist wieder nur der Ausfluss des die einzelnen Rechlssphären 
bergenden und leitenden Gesammt-Organismus. 

Es ist sehr nothwendig, die hieraus ergehenden Einwirkungen 
und Beziehungen zum individuellen Rcchlsleben naher zu betrach- 
ten. Dem Objecto nach geht diese Einwirkung 

1) auf sachliche Einrichtungen, Beschaffenheiten der 
Gegenstände des Privaleigenthums, Art ihrer Benützung und An- 
wendung; 

2) auf persönliches Verhalten, einzelne Thätigkeiten 
und Geschäfte der Einzelnen, wie in Beziehung auf freie Be- 
wegung, Aufenthalt, gewerblichen Geschäftsbetrieb; 

3) auf Ergreifung ganzer Berufs zweige und Beschäf- 
tigungsarten , namentlich solcher , welche auf ölTcnlliches allge- 
meines Wirken berechnet sind. 

Die Art und Weise der Einwirkung aber ist: 

1) ein Verbot, wo es sich um absolut Gemeinschädliches 
handelt, sogar die Vernichtung von Sachen z. B. gesundheits- 
schädlicher Viciualien, wuthverdächtiger Hausthiere. Da das Da- 
sein dieser Dinge mit dem Rechtsbestand überhaupt unverträglich 
ist, so erscheint ihre Vernichtung auch nicht als Rechtsverletzung 
und es fällt jeder Anspruch auf Entschädigung weg; der Eigen- 
thümer hat den Verlust entweder als verschuldet oder als Zufall 
zu tragen ; 

2) das Gebot einer bestimmten Art der Thätigkeit und Ein- 
richtung, oder doch Festsetzung gewisser Bedingungen, wodurch 
jene Rücksichten der öfTentlichen Ordnung, Wohlfahrt, Sicherheit 
gewahrt sind und deren Einhaltung die Polizei-Behörde conlrolirt 
und Überwacht. 

3) Zu besserer Wahrung dieser Gebote und Bedingungen 
endlich wird in bestimmten wichtigeren Fällen erfordert, dass die 

Zeiuchr. für SlaaUw. 1856. ?• Hefl. 20 
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beireffende Einrichtung, Thätigkeit etc. überhaupt nur unter Au- 
torität der öffentlichen Gewalt ins Leben treten darf und ohne 
diess gar nicht als zu Recht bestehend erkannt wird. 

Hiebet ist wohl der rechtlichen Bedeutung nach eine SFache 
Stufe zu unterscheiden : 

1) Die eigentliche Con cessio n, Einräumung, Nachsicht- 
gewährung, wo es sich um Einrichtungen und Thätigkeiten han- 
delt, welche überhaupt nur ausnahmsweise zugelassen wer- 
den, wo allein das Urtheil der Verwaltung darüber entscheidet, 
ob die regelmässig zu besorgende Gefahr und Schädlichkeit im 
bcsondern Falle gehoben oder gegenüber andern öffentlichen In- 
teressen so vermindert sei , dass eine Zulassung stallfinden kann, 
wie z. B. beim Vorherrschen geschlossener Ortschaften das Bauen 
ausser Etters, der Hausirhandel und gewerbliche Einrichtungen, 
für welche im Allgemeinen wegen ihres schädlichen Einflusses 
durch Ausdünstungen, oder wegen Gefahr von Explosionen 
eine bestimmte Entfernung von Wohnorten vorgeschrieben ist. 
Ferner ist hier anzutühren die Ertheilung von Erfindungspalenten, 
wodurch um des allgemeinen Besten willen eine Beschränkung 
Anderer zu Gunsten des Erfinders (und mit der Wirkung, dass 
für diesen daraus ein freivcräusserliches Vermögensrecht entsteht) 
verfügt wird ') : — dem Nachsuchenden steht hier IcTdiglich kein 
Recht zu auf Gewährung. 

2} Die Ermächtigung, wo es sich zwar um an sich 
rechtlich und im Allgemein en zul ässige Einrichtungen und 
Thätigkeiten handelt, für welche jedoch um dringender öffentlicher 
Interessen willen gewisse Vorbedingungen gefordert werden, von 
deren Vorhandensein die Verwaltung sich zu überzeugen, die sie 
allein zu handhaben und im Verhällniss zu welchen sie allein 
die individuellen Verhällnissc des Falles zu beurlheilen hat, so 
dass der Einzelne für sich kein Recht beanspruchen kann, 



1) In WOrttemberg durfte ein vorschriftmässig nacbgesucbte« Patent 
nur unter bestimmter Vorauuetzung verweigert werden, bii in Folge der 
twiscben den Zollvereinsstaaten gep6ogenen Unterbandlungen durch Gesetz 
vom 24. Juni 1842 der Grundsatz aufgestellt wurde, daa« die Ertheilung 
äberall von dem Ermessen der Regierung nach den besonderen Verhältnissen 
der einzelnen FSlIe abhänge. Unter der Herrschaft de« ersten Grundsätze« 
gehörte der Fall zu Nr. 3. 
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weder im Allgemeinen öiTentlich in der besondern Qualität aner- 
kannt zu werden, welche hier vorausgefordert wird, noch unter 
bestimmten Verhältnissen, an dem bestimmten Orte, jene Ein- 
richtungen und Tbätigkeilen als seinem individuellen Rechtskreis 
angehörig, ohne Weiteres zu treiTen und aufzuthun, sondern in 
jedem einzelnen Falle das Recht von der Staats- Verwaltung ver- 
liehen wird, die ihrerseits lediglich nach den Rücksichten des 
öffentlichen Interesses zu handeln verpflichtet ist. Hieher gehört 
sowohl die in bestimmte Berufszweige, wie für den Staatsdienst, 
für den Beruf der Aerzle , Advocaten , Apotheker etc. vor- 
geschriebene allgemeine Prüfung der persönlichen Fähigkeil, 
als auch die Errichtung mancher Arten gewerblicher Einrich- 
tungen, wie Apotheken, Wirthschaflen und die Einweisung in be- 
stimmte Kreise jenes Berufswirkens, wie bei der Verleihung von 
Aemlern '). 

3) In andern Fällen steht den Einzelnen das Recht zu, die 
belrefl"ende Einrichtung vermöge ihres privaten Verfügungs-Rechts 
vorzunehmen, das ihnen nur unter bestimmten Voraussetzungen 
verweigert werden darf, nach deren etwaigem Vorhandensein 
die Verwaltung sich erkundigt oder in Bezug auf welche gewisse 
Vorschriften einzuhalten sind, von deren Beachtung die Behörde 
sich überzeugt, die einfache Cognition z.B. bei gewöhnlichen 
Bauten , Einrichtungen auf Privatgütern an öffentlichen Strassen, 
welche deren allgemeinen Gebrauch beeinträchtigen können etc. 
In letzter Beziehung haben sich in manchen Ländern mit dem 
Recht unverträgliche Belästigungen des Privat -Eigenihums zu 
Gunsten der Strassen-Verwaltung , nicht aus dem Grunde der 
Wirksamkeit jener ölTenllichen Einrichtung, sondern mit der Ab- 
sicht und Wirkung einer Kostenerleichlerung für diese erhalten, 
die schon im röm. Recht (z. B. 1. 14, D. VUI. 6, ferner D. 43, 
Tit. 10.) aufgestellt sind, wohin auch die angesprochene unent- 



1) Besondere Reclitsfragen, die dem Urtlieil der Verwaltung unterworfen, 
liönnen hier vorkommen : 

a. bei Uebernalime von Beamten und Dienern von vorhergehenden Regie- 
rungen bei Veränderungen des Territorialbestandes; 

b. wenn das religiöse Belienntniss als influirend auf die Befthigung an- 
gesehen wird, 

20* 
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geldliche Belegung der Ufergrundstücke mit neuen Leinpfaden 
gehört. 

Wenn namentlich in den beiden ersten Fällen ein für sich 
geltend zu machender Anspruch des Einzelnen auf die Ausdeh- 
nung seines individuellen Rechlskreises in jenen bestimmten 
Richtungen nicht anerkannt ist, so besteht gleichwohl Air die 
öifentliche Verwaltung auch hier die Verpflichtung, theils die für 
solche Gesuche gesetzlich vorgeschriebenen Formen des Ver- 
fahrens zu beobachten, welche darauf berechnet sein werden, 
die persönlichen und sachlichen Verhältnisse des einzelnen Falles 
möglichst richtig zu erheben, theils aber diese individuellen Ver- 
hältnisse zu erwägen und gegen die Rücksichten des öflenllichen 
Interesses abzuwägen, damit jedesmal möglichst das Richtige 
getroffen und ohne genügsame Gründe die Bewegung und Aus- 
dehnung der individuellen Rechtskreise, die Industrie, die Er- 
greifung erlaubter Berufs- und Nahrungszweige nicht gelieninil 
werde. Nicht im Geiste willkürlich und aus Gnade zu erlheilen- 
der Privilegien, oder im finanziellen Interesse darf die Verwaltung 
im Rechtsstaale hier vorgehen. Dem Einzelnen muss daher ins- 
besondere das Recht zugestanden werden, die ßeobachlung jener 
Formen, die Anstellung jener Erwägungen auch in seinem indi- 
viduellen Falle zu verlangen, damil insbesondere die Umständcs 
des besondern Falles von der Seite dos Nachsuchenden ermiltell 
und hieraus ein sehr wesentlicher Beilrag für dessen richtige 
Beurlheilung gewonnen werde; es hat ferner der einzelne Nach- 
suchende besonders ad 2 und 3 ein begründetes rechtliches 
Interesse gegenüber der Entscheidung selbst , da es sich ja nicht 
(ausgenommen in gewissem Sinn bei der Aemterverleihung) von 
Gewährungen aus den eigenen Mitteln der Gesammiheit, nur um 
die Zulassung individueller Belhäligung handelt. 

Wird dann aber in solchen Fällen ein Recht von der Ver- 
waltung ertheilt, so trilt dasselbe ebendeshalb, nachdem die 
ölTenllichen Interessen gewahrt sind, in gewissem Sinne in den 
Kreis der individuellen Berechtigung ein, wird Privat- 
recht zunächst in dem Sinne, dass der Inhaber desselben sofort 
mit ihm in das Verkehrsleben eintritt und Privatverlräge ab- 
schliessen kann, weUhe mit dem Zwecke der Ermächtigung und 
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den dabei in Betracht kommenden öfTenllichen Interessen ver- 
träglich sind, z. B. bei der Wahl eines Locals für die Apotheke, 
Wirthschaft etc. Sodann in dem weitern wichtigen Sinne, dass 
es, wenn gültig ertheilt, nicht wieder durch Verwaltungs- 
acte entzogen werden kann. 

Die richtige und rechlsgemässe Feststellung dieses Punktes 
ist offenbar von höchstem Interesse im Rechtsslaate, für die Ein- 
zelnen, wie für die Verwaltung selbst, die hier am meisten der 
Versuchung wie dem Scheine der Willkühr und rechtswidrigen 
Gewalt ausgesetzt ist. Gegen solche Rechlsunsicherheit nahmen 
besonders in früherer Zeit, im Zusammenhang mit der übrigen 
Rechtsbildung, erlangte Gewerberechte, als auf ein bestimmtes 
Haus gegeben, die Form einer dinglichen, auf jeden privatrecht- 
lich eintretenden Besitzer übergehenden Berechtigung an, wobei 
nur deren wirkliche Ausübung durch einen persönlich Befähigten, 
sei es EigenthUmer, Pächter oder Verwalter erfordert ist. Wenn 
es dem Geiste der jetzigen Gesellschaft, worin — bei schnellerem 
Wechsel des Verkehrsicbens, die Bahnen für Alle möglichst frei 
zu lassen gestrebt wird, mehr entspricht, dass Rechte der Art 
nur auf die Personen verliehen werden, so macht diess olTenbar 
das Recht an sich, so lange die berechtigte Person existirt und 
das Recht ausüben, nicht darauf verzichten will, nicht precärer '). 

Die Entstehungsweise und Natur dieser Rechte hat aber auf 
ihren Bestand einen von andern Privalrechten wesentlich unter- 
scheidenden Einfluss in der Richtung, dass dieser Inhalt der 
individuellen Rechtskreise durch die Interessen der Gesammtheit 
weiterhin manchfach bestimmt und beschränkt wird, indem bei 



1) Das 0. A. G. zu Jena nimmt in einer Enticbeidung bei SeufTert, Archiv 
IV. 13 die Dinglichkeit des Apothelierprivilegiums an, ohne Verbindung mit 
dem Wohnhause des Eigenthümers, welches in der Verleihungsurkunde nicht 
benannt worden, da die dingliche Berechtigung des deutschen Rechts nicht 
nothwendig nur einer unbeweglichen Sache zustehe. Hiernach ist die selbsl- 
stündige Veräusserung des Apothekerrechts erlaubt. — Es kommt hiebei auf 
die Landesgeselzgfbung in dem üblichen Sinn der Verleihung an. Jedenfalls 
aber wird auch da, wo das Recht als ein wirklich dingliches besteht, nicht 
der Verlust desselben behauptet werden, wenn etwa das betr. Haus, nach- 
dem es durch Brand, Wasser zu Grunde gegangen, nicht mehr auf dieselbe 
Fläche gebaut werden kann. 
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ihrer Ausübung, mancherlei Controle, Betriebsvorschriflen statt- 
finden, welche die Polizeiverwallung handhabt, der es auch allein 
zustehen kann, über den Sinn und Umfang der ertheilten Er- 
mächtigung etc., also über die etwa bestrittenen Befugnisse daraus 
zu erkennen. Sodann aber auch in Bezug auf ihre Existenz 
selbst, d. h. in Bezug auf die fortdauernde Anerkennung ihrer 
Gültigkeit. 

Besonders die erste Klasse jener Rechtsgewährungen — 
die wirklichen Verleihungen, sind in der Weise fiir precär und 
ihrem Wesen nach widerruflich zu erklären, dass die 
betreffenden Einrichtungen durch dieselbe Gewalt, welche sie ge- 
stattete, wieder geschlossen worden können, wenn sich unzweifel- 
haft ergibt, dass ihr Betrieb überhaupt, selbst bei später hin- 
zugerügten weiteren sichernden Vorschriften, mit der Rechts- 
sicherheit unverträglich ist ; denn ihre Gestaltung geschah eben 
nur unter der — jetzt als irrig erwiesenen — Voraussetzung 
ihrer Verträglichkeit mit dem Rechlsbeslande der Andern. Da- 
gegen können Gründe der öffentlichen Wohlfahrt, des positiven 
Nutzens für die Gesamnitheit und einzelner Klassen von Bürgern 
nicht die Aulhebung, sondern nur die Verwandlung eines Rechts 
begründen, denn es stehen dann nur Interessen und Vortbeile 
des Einzelnen und des Allgemeinen gegeneinander. Das Gleiche 
gilt von der Berechtigung zu gewissen Berufszweigen in Bezug 
auf persönliche Fähigkeit, wenn sich an unzweifelhaften, nament- 
lich wiederholten Proben herausstellt, dass jene Fähigkeit, der 
durchaus nothwendige Vorrath von Kenntnissen und Fertigkeiten 
— in Wahrheit nicht vorhanden. 

Aber weiter wird der Verwaltung eine bestimmende Ein- 
wirkung auf den Fortbestand dieser Rechte, soweit nicht aus 
besondern Gründen im einzelnen Fall ein Widerruf vorbehalten 
worden, nicht zugestanden werden dürfen, sie wird bei Miss- 
brauch, Unordnung, ihre Ueberwachung und Controle zu Wah- 
rung der ölTenllichen Interessen verschärfen, aber die Aufhebung 
des Rechts wird dem Gerichte nach Maassgabe bestimmter gesetz- 
licher Vorschriften vorzubehalten sein, nur in der Form des ge- 
richllichen Urtheils werden rechtliche Existenzen ver- 
nichtet werden dürfen, wenn das Gefühl der Sicherheil des 
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Rechts im Staate bestehen soll; nur maassgeben und nach den 
allgemeinen Interessen leiten ist die Aufgabe und der Beruf der 
Verwaltung, nicht zerstören. Die vermeintliche Stärke, welche 
der Verwaltung durch solche rechtzerstöreiide Befugnisse gegeben 
werden will, wird bald innerlich, und in Bezug auf Achtung und 
Schätzung der Staatsverwaltung, als der Vertreterin der wahr- 
haften, mit dem Gedeihen der Einzelnen vereinbaren Gesammt- 
interessen in das Gegentheil umschlagen. 

Besondere Seiten bietet noch der Staatsdienst dar. 

Die Ergreifung dieses Berufszweiges , die Erlangung eines 
Amtes muss nothwendig, wie jeder andere erlaubte Beruf und 
Beschäftigungskreis ein Theil der individuellen Rechtssphäre wer- 
den, es muss auch den Individuen, die sich diesem Lebensberufe 
widmen, der in der Regel jeden andern nebenbei zu betreiben- 
den und den Uebergang zu andern ausschliesst, ein freier Rechls- 
kreis zukommen, in dem diese Personen ihre sittliche Bestim- 
mung erfüllen; sie würden ausserdem eine in diesem Sinne 
rechtlose Klasse von Staatsbürgern bilden. Es tritt aber 
die Forderung der Gesammtheit, der Ausdruck des Gesammt- 
organismus an diesem in unmittelbarstem Zusammenhang mit ihm 
stehenden Beruf so stark hervor und bestimmt namentlich nicht 
nur die einzelnen Funktionen der Beamten, sondern die Stelle 
seines Wirkens überhaupt, da der Idee nach Jeder da wirken 
sollte, wo er seine besondere Fähigkeit zum Wohl des Ganzen 
am besten anwenden kann, und wo er nach früher vorangegan- 
genen Leistungen zu wirken vor Andern berufen scheint, wor- 
über nur der Staatsgewalt selbst ein endgültiges Urtheil zukommt, 
— dass die individuell-rechtliche Seite des Staatsdienersberufs 
sich in den Anspruch auf eine bestimmte — zum Lebensunter- 
halte je nach der erreichten Dienststufe und der bereits erlangten 
Besoldung nüthig erscheinende Reichung aus der Staatskasse 
zurückziehen muss, welcher darnach nur durch richterliches 
Urtheil sollte entzogen werden dürfen. Dagegen erscheint die 
Versetzung ohne Nachlheil, oder auch bei vorliegenden Gründen 
mit Nachtheil für den Einzelnen, ja selbst die Enthebung von 
jeder amtlichen Befugniss und Wirksamkeit mit Vorbehalt jenes 
Gehaltes — als ein Ausdruck eben des die einzelnen Richtungen 
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und Thatigkeiten in ihm bestimmenden Organismus, welchem 
vor allen andern die unmittelbaren Diener desselben sich beugen 
müssen, vorbehäillich auch hier einer Vertretung ihrer Interessen 
und Geltendmachung dieser besondern Seite des Verhältnisses 
zum Zwecke einer richtigen Entscheidung. 

In Bisherigem war nur von den hieher gehörigen Beziehun- 
gen der ößentlichen Gewalt zu den betreffenden Eigenlhiimern 
und zu denjenigen Individuen die Rede, um deren Thätigsein 
und Eintritt in neue Berechtigungen es sich handelte, den Nach- 
suchenden bei Ermächtigungen, Cognitionen. Es erübrigt, 
das Verhältniss Dritter hiczu zu erörtern. 

Was als Beschränkung der Einzeinrechtc durch die Staats- 
gewalt in den besprochenen Richtungen erscheint, hat seinen 
rechtlichen Grund in dem Bedürfniss der allgemeinen Sicherheit, 
Ordnung, Wohirahrt, diu wieder Bedingung des Gedeihens der 
individuellen Freiheilssphären selbst sind. Die Handhabung dieser 
Beschränkungen, die denn auch durch Gesetze geregelt, im ein- 
zelnen Falle, Ziel und Maass gibt, bis zu weichem der indi- 
viduelle Rechlskreis sich ausdehnen darf, ist der Beruf der Staats- 
verwallung; sie beruht nicht, wie theihveise bei den Römern, auf 
der Civilklage des zunächst Bedrohten oder Beeinträchtigten, und 
wo nicht jenes öffentliche Interesse nach Ansicht der Staats- 
gewalt in Frage steht, ist selbst die Benachlheiligung Einzelner, 
die hier in der Regel nur als Verlust bisher genossener V o r- 
t heile und Annehmlichkeiten erscheint, das Einzeln-Inieresse 
Anderer, für die Verwaltung kein bestimmender Grund ihrer 
Entscheidung, es wäre denn, dass ein wirkliches gegen Einzelne 
erworbenes Privalrechl oder ein von der Staatsgewalt selbst 
unter frühern Verhältnissen ertheiltes Vorrecht, das als Privalrechl 
Anerkennung erlangt hat, wie früher die Bann- und Ausschliessungs- 
Rechle, bei Bauten das besonders erworbene Recht eines Dritten 
auf Freilassung eines bestimmten Raumes und dergl. dem Vor- 
gehen der Verwaltung in der angesprochenen Richtung 
dir e et widerstreitet, in welchem Falle die Verwaltung das 
Recht zu achten hat und bei Streit über dies Recht, der vor den 
Gerichten auszufechten ist, ihre EntSchliessung aussetzt oder aber 
nur unter Vorbehalt der Privalrethte geben wird, um sich nicht 
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der Unwirksamkeit ihrer Verleihung auszusetzen, da dem 
Erwerbe des Rechts vom Gericht die Ausübung desselben 
untersagt werden müssle, wenn ein anderes Einzelnrecht wirklich 
entgegensieht. Aber es muss ausserdem den betheiliglen Dritten, 
deren individueller Rechtskreis, wie er bisher, wenn auch nur 
faktisch, sich ausdehnte, einer Beeinträchtigung durch ein neu 
auftretendes Unternehmen ausgesetzt ist, die Befugniss zukommen, 
ihr rechtliches Interesse hiebei zu wahren. Es ist eine andere 
wichtige Seite der Sache, die Wirkung auf Drille, die von der 
Verwaltung zu erwägen ist, um zu einer vollständigen Würdigung 
und richtiger Entscheidung des Falls zu gelangen, und diese Seile 
kann durch Niemanden besser aufgeklärt werden, als durch die 
Betheiligten selbst. In diesem Sinne kann auch heute noch der 
Satz in § 4 D. I. 39 gelten : reipvblicae interest, quam plurimos 
ad defendendam süam causam admittere. 

Doch kann , was hier die Andern gegen ein neues Unter- 
nehmen von ihrem besonderen Standpunkte aus vorbringen, nach 
dem Grundsatze der Allen im Staate gleichmässig zukommenden 
Freiheit, ihren Unterhalt, ihr Unterkommen zu sichern, überhaupt 
nur in Betracht kommen, sofern es entweder mit dem ölfenllichen 
Interesse selbst zusammenfällt oder aber den bisherigen Rechls- 
kreis des dritten Betheiligten (ohne dass, wie vorhin, der neue 
Unternehmer geradezu durch ein Privalrecht ausgeschlossen 
ist) in seinem materiellen Bestände selbs^t anzugreifen, 
ihm positiven Schaden zuzufügen droht z. B. bei unmittelbarer Ge- 
fahr für das Eigenlhum und die natürlichen Früchte, die einem 
Nachbar bei manchen gewerblichen Einrichlungen erwachsen kann ; 
nicht zu berücksichtigen aber sind blose Unannehmlichkeiten oder 
Nachtheile, die nur auf dem dann veränderten gewerblichen Ver- 
kehr ohne Gefahr fürs Allgemeine beruhen , wie vermehrte Con- 
currenz. Dass auch ein Einzelninteresse der erslbenann- 
ten Art für die Verwaltung ein Bestimmungsgrund sein darf — 
bei dessen Nichtachtung gleichwohl das neuertheille Recht gültig 
ist, dem materiell benachlheiliglen Drillen aber ein Privat- 
rechts-Anspruch auf Entschädigung freisteht — dies beruht dann 
wieder darauf, dass bei mehreren Einzeln-Inleressen, deren fried- 
liches Nebeneinanderbestehen nicht Ihunlich ist. die Verwaltung 
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dem wichtigeren derselben oder dem fr U her bestehenden 
den Vorzug zu geben hat. — Für die wiriiliche Ausführung eines 
neuen Unternehmens niuss dann auch eine kürzere Frist festge- 
setzt sein, nach deren Abiauf das nicht verwiriiiichte Recht wieder 
erlischt und nicht erst möglicherweise im Laufe der Jahre bei 
völlig geänderten Umständen geltend gemacht werden kann. 
III. Während zu I. und II. es sich wesentlich von Einwir- 
kungen auf die sonst sich überlassenen individuellen Rechtskreise 
Tür den Zweck des Slaatsganzen handelte, erwachsen denselben 
aus dem Schoose des Ganzen auch wieder mancherlei Zuthaten 
und Erweiterungen durch den Geniiss der natürlichen Gegenstände, 
die ihrer Natur nach nicht in die Kreise des Privateigenthums 
eintreten können und als Eigcnihum des Staats selbst anzusehen 
sind, wie der Flüsse, und der aus Staatsmitteln als Objecte des 
usus publicus — gegründeten oder von der Staatsgewalt als 
solche erklärten ') — ölTentlichcn Anstalten aller Art, fer- 
ner der Staats bei trage zu gemeinnutzigen Unternehmun- 
gen. Die Staatsverwaltung regelt den Genuss der Ein- 
zelnen hieran und bestimmt damit ihren Antheil, welcher an 
sich nicht als aus dem individuellen Rechtskreise erwachsen 
angesprochen werden kann. Die Verwaltung hat aber die Ver- 
pflichtung, diese Anstalten je nach ihrer Idee, Art und Bestim- 
mung dem Genüsse der Einzelnen zu ölTnen; auch hier, aus dem 
Gute der Gesammtheit, darf sie den Einzelnen nicht nach Laune 
und Willkühr bedenken. Die gleiche Zulassung Aller, welche 
in der Lage sind, rechten Gebrauch davon zu machen, der mög- 
lichst allgemeine und dem Staatsganzen selbst wieder 
förderlichste Gebrauch wird der leitende Gedanke sein müssen. 
Wo ausnahmsweise ein Entgelt für den Genuss gefordert wird, 
Weggelder, Wasserzöile etc., wird diese Bedingung der Benützung 
gleicherweise gehandhabt werden nach dem Grundsatz der Gleich- 



1) Die EnUcheiduDg daräber, ob ein Weg als ein OffeDtiicber an- 
tateben, stebt der Verwaltung zu: Seuffert, Archiv III. 172. Erkenntoias dea 
preuss. GericbUbofs für Competenzconflicte, 1853: „die Entscbeidung darüber, 
oh ein vorhandener Weg, nach seiner Lage , seiner Verbindung nnd den an 
denselben sich knüpfenden allgemeinen Interessen , als ein öffentlicher anzu- 
sprechen, gehört in dai Gebi«t der Yerwaltung.** 
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heil und VerhäUnissmässigkeit — je nach dem Grade der Be- 
nützung. 

Indem daher die Staatsverwaltung den Genuss der Einzelnen 
nach diesen Grundsätzen richtig festzusetzen hat, wird der Ein- 
zelne — sowohl der Nachsuchende als der bei einer neuen 
Verwilligung, oder bei der über Gebühr ausgedehnten Benützung 
Einzelner etwa benachlheiligte Dritte sein besonderes Interesse 
zu wahren und der Verwaltung das Hauplmaterial zu richtiger 
Beurtheilung der Sache zu liefern berufen sein in ähnlicher Art, 
wie diess unter II. näher ausgeführt ist. 

Auch hier tritt der eingeräumte ständige Genuss, die Ver- 
leihung eines gewissen Maasses der Benützung, namentlich öffent- 
licher Wasser zum Betrieb von Werken — unter den die Rechte 
der Gesammtheil (in Bezug auf SchiiTarth) wahrenden Beschrän- 
kungen '3 in den Kreis der Individual-Bechte ein, es wird aus 
dem Gute der Gesammtheit ein gewisser begrenzter Theil in den 
Kreis der Privatrechte Einzelner entlassen. Wie aber die Ver- 
waltung bei mehreren gleichzeitig vorliegenden Gesuchen, die 
nicht zugleich ausgeführt werden können, die Wahl nach den 
Umständen zu treffen berufen ist, so behält sie sich, indem sie 
dem zuerst Nachsuchenden ein gewisses M a a s s der Benützung 
dergestalt einräumt, dass innerhalb dieser Schranke ein Privat- 
recht desselben entsteht , eingedenk jener maassgebenden Grund- 
sätze das Recht bevor, noch Andere in den Genuss einzusetzen, 
sobald Raum für diese noch vorhanden ist. Es wird daher das 
zuerst eingeräumte Recht nicht nur an sich und wie es verliehen 
ist, der strengsten Auslegung unterworfen — und diese Inter- 



1) Hinaiciltlicb der bei der Verleihung im Offenilichen Interesse zu ge- 
benden Vorschriften tritt dasselbe ein, was oben S. 296 von Concessionen 
XU scbidlich wirtienden Gewerbe-Einrichtungen gesagt wurde, d. h. es können, 
wenn die Erfahrung die Unzureichenheil der anfangs ertheilten Vorschriften 
far Wahrung der Geiammtinteressen in wesentlichen Slüclien aufweist, die 
weiter erforderlichen Vorschriften nachträglich auferlegt werden. Dabei 
kann sich nur fragen, ob die hiedurch erwachsenden Mehrkosten dem Eigen- 
thümer aufgebürdet oder nicht vielmehr von Denjenigen getragen werden 
sollten, in deren Interesse tunächst die neuen Vorsrbriflen gemacht werden, 
z. B. den Uferanliegern, vergl. Weimar'sches Gesetz über fliessende Gewässer 
vom 16, Febr, 1804, $ 11, ii, 
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pretation ihres eigenen Acis steht nur der Verwaltung zu — 
sondern sie wird die neue Verleihung unbekümmert um Belästi- 
gungen und Unannehmlichkeiten des früher Berechtigten, immer 
dann ertheilen, wenn nicht nachgewiesen ist, dass dieser an dem 
materiellen Gehalt seines Rechts selbst, wie er auf Grund 
desselben seine Einrichtung gemacht hat, solchen Verlust erleidet, 
der jenes zugetheille Maass selbst verringert ; noch mehr, die neue 
Verleihung kann erfolgen, wenn und so weit darzuthun ist, dass 
der früher Berechtigte im Stande ist, durch verbesserte Einrich- 
tungen, deren Herstellung nicht ausser Verhäilniss zum Werth 
und Ertrag des Ganzen, das ihm garanlirte Maass der Benützung, 
das in jetziger Lage verringert würde, sich zu erhalten. Denn 
es ist klar, dass die Nachlässigkeit oder blose Bequemlichkeit 
des zutallig zuerst Concessionirten Andere vom Genuss einer 
öflentlichen Anstalt nicht ausschliessen darf. Ebenso regelt die 
Verwaltung den Genussantheil eines Jeden aufs Neue, wenn na- 
türliche Veränderungen der bisherigen Sachlage eintreten, z. B. 
in Folge von Ueberschwemmungen. Es wird daher in der Regel 
die Bestimmung des Wasserzuflusses für jedes Werk von der 
Staatsverwaltung ausgehen, während das gerichtliche Erkenntniss 
namentlich einzuholen wäre über die Anwendung besonderer 
Verpflichtungen, die einem Besitzer gegen den Andern durch 
Vertrag, Servitut auferlegt wären, auf welche besondere Ver- 
pflichtungen die Staatsverwallung in der am Schlüsse von II. aus- 
geführten Weise selbst auch achten wird, die aber, wie sich von 
selbst versteht, dem allgemeinen Interesse in keiner Weise prä- 
judiziren können. '} 

Früher erlheilten Concessionen steht hier, wenn solche nicht 
nachzuweisen sind, der unvordenkliche Besitzstand des Dritten 
gleich und unterliegt der gleich strengen Beurlheilung. 



1) Nur von weiter, als die Verwaltung den Einen zutlieilen würde, 
gellenden Verbindlicilkelten iit hier die Rede. Wird aber die da* Verhültnits 
mehrerer Werkbesitzer unter sich betreffende Seite der Sache durch eine 
Uebereinkunft unter diesen, etwa nach Anleitung der Behörde und der vorlSufigen 
Ansicht der Sachverständigen über das jedem zukommende Maass, ohne formt. 
Entscheidung geregelt, so wird hiedurch bei diesem öCTenllichen Gegenstand 
uocl> kein Privatrechuverhältniss begründet, vgL Seuffert Archiv lY. 404. 
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Endlich ist auch die Festsetzung des Wassergebrauchs zwi- 
schen mehreren bestehenden Werken in Bezug auf die laufende 
Benützung Sache der Verwaltung, indem z. B. Jeder gehindert 
wird , dem Andern zeitweise zu seinem besondern Vortheil 
Wasser zu enziehen. 

B. Die zweite Haupiklasse rechliicher Beziehungen ergibt 
sich aus dem Bestehen jener öffentlichen Körperschaften, 
die im Staate besondere bleibende Zwecke darstellen, die auch 
im sittlichen Organismus begründet, ebenso wesentlich für das 
Ganze, als für die Individuen sind; und zwar ist dies der Fall 
in dem 3fachen Verhältnisse der einzelnen Körperschaft zum 
Staatsganzen , der verschiedenen Körperschaften untereinander 
und der einzelnen Individuen zur Körperschaft , in der sie ver- 
einigt sind. 

Besonders kommt hier die Gemeinde in Betracht; andere 
Körperschaften , wie die Kirche in Bezug auf ihr äusseres Leben 
und die Zünfte sind hiebei theils in minderem Umfang belheiligl, 
Iheils wallen wieder besondere ihrer Natur eigenthUmliche Be- 
ziehungen ob, die einer separaten Ausführung bedürfen. 

1) Der öffentlichen Körperschaft, sofern sie als besonderer 
Organismus in das materielle Rechlsleben eingreift, kann hiefür 
kein eigenlhünilicher Rechtskreis gegenüber dem Staate in 
dem Sinne zugestanden werden , wie die individuelle Freiheits- 
sphäre ein von der Gesammtheit völlig freies und unangefochtenes. 
Andern gegenüber unter richterlichem Schutze stehendes Da- 
sein hat. 

Die Körperschaft bildet lediglich für das Wirken des staat- 
lich-sittlichen Gcsammlorganismus auf die individuellen Rechls- 
kreise ein vermittelndes Z wischenglied, insbesondere bei 
der Gemeinde eine lokalbegrenzle , den Einzelnen nähertretende 
und in ihr nur örtliches Gemeinschailsleben folgende Stufe und 
Abiheilung jener Gesammtwirkung. So sehr mit diesem eigen- 
thümlichen das Ganze und die Einzelnen vermittelnden Organis- 
mus eine nach beiden Seiten hin erspriesslich wirkende sittliche 
Idee erfüllt wird, so nothwendig ist es ebenfalls für das Ganze 
und für die Individuen, dass vor Allem das besondere Leben 
dieser Körperschaften sich nicht, den Staat zerbröckelnd und den 
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Säfteumlauf im Gesamnitorganismus slörend, starr abschliesse, son- 
dern im Einklang stehe mit dem Leben des Staats selbst und 
von diesem aus wesentlich bestimmt werde '). Es ist daher 
wieder nur ein Ausfluss der Wirksamkeit des Slaatsganzen , ein 
Ausdruck des Lebens der Gesammtheit, wenn diese Körperschaf- 
ten, soweit die wahren Interessen dieses Ganzen 
gehen, in ihrem äussern Wirken begrenzt und geleitet werden. 
Da aber auch die Errtillung und Aufgabe der Gesammtheit selbst 
nur gefordert und individuelle Entwicklung ohne Nachtheil fürs 
Ganze reicher und manchfaltigcr wird, wenn weiter hin dem be- 
sonderen Leben dieser Körperschaften freier Raum gegönnt ist, 
wenn der Organismus des äussern Lebens sich zu jener in ge- 
wissem Umfang selbsiständigen Stufe gliedert , so gilt es , das 
Richtige nach Abwägung beider Richtungen zu IrelTen und es 
darf den Vertretern dieser Körperschaften als ein von ihnen zu 
wahrendes rechtliches Interesse dies eingeräumt werden, dass sie 
die öfTentliche Verwaltung von dieser letzten Seile aus, die ihnen 
die nächste ist, aufklären, und so zur richtigen Würdigung des 
einzelnen Falles beitragen. 

Als die Richtungen nun, in welchen das besondere Leben 
dieser Körperschaften von der Staatsgewall aus im Interesse des 
Ganzen beschränkt und geleitet wird, ergeben sich leicht die 
folgenden : 

a. dass dieselben ihre organischen Einrichtungen selbst in 
einer Weisse treffen, welche Gewähr gibt, dass jenes besondere 
Leben in ihnen sich wirklich entfalte, ihre Zwecke möglichst 
erreicht werden, wonach besonders die Art und Weise der Ver- 
tretung, die Wahl der Vertreter stets ein wichtiger Punkt staal- 



1) Ein Reclitsrall l>ej Pfeifer a. a. Q. V. 317 lei liier angeführt: Als eine 
Ausscheidung der Polizeibefugnisse zwischen Stadtdirector und Ortsvorstand 
vorgenommen, von diesem aber als Eingriff in Gemeinderechte nicht respektirt 
wurde und er mit Strafe belegt ward, wurde auf das Gesuch um Inhibirung 
auf Abweisung erkannt, weil diese Verfügungen der Regierung ihrem Inhalt 
nach die Vollziehung von gesetzl. Bestimmungen über Cffentl. Verhältnisse 
tum Gegenstand haben , und demnach als wirkliche Regiernngshandlungen 
aniusehen sind, und da die oberen Behörden der inneren Verwaltung befugt 
sind, Verfügungen der Art mittelst gesetzlicher Zwangsmittel auszuiiibren« 
keine unerlaubte Eigenmacbt vorliege. 
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lieber Einwirkung sein wird; so dass selbst wenn jene Organe 
sich für ihren Beruf im einzelnen Falle untüchtig erweisen, die 
Staatsgewalt selbst sie vertritt und ergänzt *} ; 

6. dass dieselben in Wirklichkeit und im Einzelnen die ihnen 
vom Ganzen für ihren Umkreis überlasscnen oder übertragenen 
Zwecke und Aufgaben erfüllen ^} und hiezu ihre Mittel zweck- 
mässig anwenden, aber auch 

c. nicht über ihren Kreis hinausgreifen, namentlich nicht die 
Wirksamkeit des Ganzen hemmen, noch sich, nur dieser selbst 
zukommende Befugnisse anmasscn (keine Staaten im Staate I}. 

Zu Wahrung dieser Interessen der Gesammiheit ist denn die 
Wirksamkeit dieser Körperschaften nicht nur einer ständigen Auf- 
sicht unterworfen, sondern die Acte ihrer Vertreter, selbst wenn 
alle derzeitigen Glieder der Körperschaf) mitwirken , bedürfen je 
nach ihrer Wichtigkeit für Bestehen und Gedeihen der Körper- 
schafl selbst oder nach ihrem Einflüsse auf das Ganze und auf 
Dritte zu ihrer Gültigkeit und Vollziehbarkeit der staatlichen 
Genehmigung. 

In dieser selbst ist wieder je nach der rechtlichen Be- 
deutung : 

a') die eigentliche Rechtsverleihung und Ermächtigung, z. B. 
bei Erhebung von Marktgebühren, Weggeldern etc. 

b") die blose Cognition — über die wichtigeren an sich in 
der Befugniss der Vertreter liegenden Acte der Innern Verwaltung, 



1) Württ. Gesell v. 6. Juli 1849, Art. 20. „Wenn ein Cemeioderath oder 
der BOrgemusscIiuss einer Gemeinde, oder auch beide Collegien zufammen 
wegen entgegenstehender Privatinteressen einer solchen Anzahl Mitglieder, 
dass die übrigen lieinen gOltigen Beschluss mehr fassen können, ausser Stande 
sind, in Gemeindeangelegenheiten die Gemeinde zu vertreten, so hat das Ober- 
amt die Rechte und Pflichten des oder der verhinderten Gemeindecollegien 
nach vorgängiger Rücksprache mit den niclitbetbeiligten Gemeindegenossen 
auszuüben." 

2) Unter diesen Gesichtspunkt füllt auch die Armenunterstütiuog, 
so dass die Gemeinde dem Staat gegenüber verpflichtet ist, ihre Armen 
gehörig zu unterstützen, der nicht unterstützte Arme kein Recht, aber ein 
rechtliches Interesse hiebei bat, und bei der Staatsverwaltung sich beschwe- 
ren darf, und diese untersucht und bestimmt, ob und wie weit unter vor- 
liegendem Falle Unteritatzung zu reichen sei. 
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wobei im Zweifel der Beschluss der Körperschaftsverlreler auf- 
recht zu halten ist — zu unterscheiden. 

2} Hat die öffentliche Gewalt in dieser Weise die Richtung 
und Wirksamkeit der einzelnen Körperschaften manchfach zu be- 
stimmen , so ergibt sich als nothwendige Folge, dass sie auch 
das Ver hältniss der Körperschaften gegeneinander, 
soweit es ihr öffentliches Wirken, die Ausdehnung der aus ihrem 
Organismus erwachsenden Befugnisse und Verpflichtungen belriltt, 
unter Anhörung beider Theile zu Gewinnung des richtigen Sland- 
punkles für die Beurthoilung festzusetzen hat, z. B. in Bezug 
auf Besteurungs-Rechte, Markungsumfang '), Heimalhangehörigkeil 
einzelner Individuen. 

3) Im Verhältniss der einzelnen Körperschaft zu den 
in ihr enthaltenen individuellen Rechtskreisen endlich, 
haben wir geradezu das Abbild, die in engern Rahmen einge- 
zogene Wiederholung des Verhältnisses zwischen dem Slaats- 
ganzen und den Individuen, beinahe in allen den Richtungen wie 
sie unter A. I — 111. besprochen wurden. Es werden daher auch 
dieselben Anschauungen hier Platz greifen. Insbesondere muss 
daher auch die Nutzung von GemeindegUtern, als der Einzelnen 
eingeräumter Genuss vom Gute der GesamnUheit, sofern sie auf 
Verfassung der Gemeinden und Beschlüssen der Genieindevertreter 
mit hinzugekommener Genehmigung der Staatsbehörde beruht und 
ganz auf die Qualität der activen Gemeindeglieder als solcher 
oder einzelner Klassen derselben basirt ist, hieher bezogen wer- 
den, so jedoch, dass der einzelne in den Genuss Eingesetzte 
über den Bezug der einzelnen Nulzung unter der Voraussetzung, 
dass sie der Gemeindegewalt nicht zur Verfügung anheim fällt, 
privatrechllich disponiren kann. Nicht minder gehört es der Ver- 
waltung an, den Genuss aus Stiftungen für öffentliche und 
gemeinnützige Zwecke zuzutheilen nach dem oben unter 1 b. 
ausgeHihrten Gesichtspunkte ^}. 



1 Vergl. die Entscheidung de« wfirtt. Obertribunals. 14. Aug. 1846. Seuffert 
Archiv IV. 406. 

2) Also auch Stipendien. E« ist wenig Werth darauf zu legen, wenn 
dem Gerichte nur insoweit das Erkennlniss vorbehalten wird , als es sich 
darum handelt, ob Jemand als Verwandter, den Stiflungsbestimmungen Ge- 



and -Rechtspflege. 307 

C. Wir Irelcn endlich in den Kreis der Individuai- 
Rechte und ihre Festsetzung gegeneinander selbst auch ein, 
indem wir einige ganz bestimmte Richtungen erkennen, worin 
die öffentliche Gewalt als Vertreterin der betheiligten und zur 
Regelung des Einzelnen befugten Gesammlheit iiire Wirksamkeit 
ausdrückt. 

1) Rei Sireiligkeiten über die Verbindlichkeit zu Leistun- 
gen für öffentliche Zwecke, welche nicht den hiezu ge- 
setzlich und nach ihrer organischen Reslimmung verpflichteten 
öfTentlichen Körperschaften selbst obliegen, sondern im Laufe der 
geschichtlichen Rechlsbildungen in den Kreis der Individualrechte 
eingetreten sind, und jetzt auf Privatvermögenstheilen ruhen, wie 
Raulasten, Resoldungslasten, kann es geschehen, dass die öiTenl- 
liche Gewalt die dringende Nothwendigkeit alsbaldiger Erfüllung 
solcher Leislungen erkennt, ehe der Streit von dem Gerichte 
geschlichtet ist. Sie wird daher, wenn nicht das Gericht selbst 
entsprechende Anordnung IrifR, durch eigene provisorische 
Verfügung nach summarischer Untersuchung der Sach- und 
Rechlsverhällnisse, insbesondere des jüngslen Resilzstandes den- 
jenigen der streitenden Theile bezeichnen, welcher einstweilen 
zu leisten hat, vorbehaltlich der vollen Entschädigung durch den 
andern Theil, wenn dieser durch das gerichtliche Urlheil als der 
Leislungspflichtige erkannt würde '). In ähnlicher Weise muss 
die öffentliche Gewalt eintreten und den mangelnden Willen 
der Relheiligten ersetzen, wenn bei gemeinsamer Unterhal- 
tungspflicht an Deichen, Ufern, Dämmen etc. die dringende Noth- 
wendigkeit von Leistungen vorliegt, ohne dass sich die Rethei- 
ligten über Vollzug, Arl und Weise der Leistung vereinigen 
könnten. 

2) Die fortgehende Rechtsbildung und Entwicklung des Ge- 
sammtlebens kann einzelne Rechte oder Klassen von Rechten in 



DiSss, überl)anpt concurrireo dürfe bei der Verleihung, während die Ver- 
waltung als zuatändige Behörde für die Verleihung selbst nach den vor- 
liegenden relativen Verbältnissen anerkannt ist. Vergl. Seuffert, Archiv 
I. 396 und IV. 414. 

1) vergl. den bei Emminghaus , eorput j- genn. L. 692 abgedruckten 
k. wQrtt. Justizininisterialerbss v. 29. Septbr. 182t. 

Zeilichr. für MiaUw. 1836. is HcU. 21 
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ihrer bisherigen concrelen Gestalt und Form als unverträglich mit 
den Bedürfnissen des Ganzen herausstellen und deren Umwand- 
lung in andere äquivalente Rechte nothwendig machen. Es 
ist Sache der öffentlichen Gewall, bei der Expropriation die 
hiedurch betroffenen Einzelnrechte nach Vernehmung der Be- 
iheiligten und Erörterung der Nothwendigkeit ihrer Abtretung für 
den fraglichen Zweck zu bezeichnen, wahrend über die Grösse 
der Entschädigung im Streitfälle das Gericht zwischen dem Eigen- 
thümer und der Verwaltung, die in dieser Richtung nur in der 
Gestalt eines individuell-Berechtigten, als Vertreterin der ökono- 
mischen Angelegenheiten des Ganzen erscheint, zu entscheiden 
hat. Bei der Umwandlung ganzer Klassen von Rechten aber 
(Ablösungen) wird die öffentliche Gewalt wenigstens eine Mit- 
wirkung in soweit ansprechen müssen , als es sich eben um 
Durchführung der Umwandlung und demgemässe Festsetzung 
der neuen Rechtsverhältnisse handelt (Ablösungscommissionen 
mit gemischter Zusammensetzung aus richterlichen und Verwal- 
tungsbeamten). 

3) Im Verkehrsleben der Individuen im Staate kann es vor- 
kommen, dass Einzelne durch die Umstände zu einer das freie 
Uebereinkommen aufhebenden, über die individuelle Stellung hin- 
ausgehenden Macht über Andere gelangen und durch eigensüch- 
tigen Missbrauch dieser Stellung das natürliche Verhältniss in 
einer Weise stören, wodurch die gesellschaftliche Ordnung Noth 
leidet, z. B. beim Verkehr mit Gegenständen der dringendsten 
allgemeinen Lebensbedürfnisse, oder bei Gewerben und Beschäf- 
tigungen , wobei theils die Staatsgewalt aus andern Gründen des 
Gemeinwohls eine unbedingte Concurrenz hindert und die Er- 
mächtigungen dazu nur in beschränkter Zahl gibt, theils auch es 
dem Einzelnen nicht möglich ist, den Werlh dessen, was ihm 
geleistet wird, zu bemessen. Hier stellt die öffentliche Gewall 
Taxen auf und muss sich bei Streitigkeiten deren Auslegung 
und Anwendung für den einzelnen Fall vorbehalten. 

Schliesslich sei noch darauf hingewiesen, dass weder in die- 
ser noch in den zwei vorgehenden Klassen eine Stelle gefunden 
werden konnte für die endliche Festsetzung der Entschädigungen, 
welche Beamte wegen Verschuldung und Untreue in ihrem Dienste 
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dem Staate oder einer Körperschaft, oder einzelnen Individuen 
aus ihrem Privatvermögen etwa zu leisten haben. Zwar liegt 
das Interesse und die Pflicht der Staatsgewalt nahe, in jedem 
dieser Fälle dem Beschädigten schnell zu seinem Rechte zu ver- 
heiren, und es mag daher durch sie eine vorläufige Bestimmung 
hierüber getroffen werden , welcher sich der Schuldige in vielen 
Fällen fügen wird '} ; allein im Streitfälle miiss dem hier in seiner 
individuellen Rechtssphäre betheiligten Beamten der Rechtsweg 
selbst, die Erwartung gerichtlicher Verurlheilung offen bleiben, 
die sich in der Regel auf das sachverständige Gutachten der vor- 
gesetzten Dienstbehörde stützen wird. 



Das C i n z e 1 n r e c h t ist als der Inhalt des zur freien Selbst- 
bestimmung dem Individuum im Staate zukommenden Befugniss- 
kreises, unabhängig von der Art seiner Entstehung, durch anerkannt 
privalrechtliche oder durch öffentlich-rechtliche Veranlassungen, zu 
erkennen gewesen. Dieses Einzeinrechl ist es, das ohne volle 
Entschädigung nicht für öffentliche Zwecke direcl in An- 
spruch genommen werden darf und in sofern auch der Staats- 
gewalt gegenüber unter richterlichem Schutze steht; welches 



1) Beispielsweise sei biezu die K. wUrttb. Verordnung vom 10. Decbr. 
1806, betreffend den Gerichtsstand der Pos tb eamten, angeführt, welche 
in $ 16, 17 bestimmt: 

„Würde jemand gegen ein Postamt entweder überhaupt über nach- 
lässige oder gar pflichtwidrige Verwaltung des Postdienstes Klage zu führen, 
oder über einzelne Vorgänge und Handlungen z. B. über Erbrecbung, Ver- 
spätung, Umleitung, unrichtige Spedition der Briefe, Pakete und Waaren, 
über Verlust und Beschädigung derselben, über allzuhoch angesetzte 
Taxen sich zu beschweren haben , so hat derselbe stine Klagen bei Unserer 
K. Oberpostdirection vorzubringen und soll diese, nach vorgenommener Unter- 
suchung, nicht nur nach Beschaffenheit der Sache den Postbeamten zur 
Strafe ziehen , sondern auch , sofern es ohne gerichtliche Erörterung 
geschehen kann , dem Klagenden zu seiner Entschädigung und Privatgenug- 
thuung auf dem kürzesten Weg verhelfen. Dagegen soll Unsere Oberpost- 
direction in dem Fall, wenn sich au« der Untersuchung ergibt, dass die 
Sache altiori» inHagini* »ei, und eine gerichtliche Verhandlung erfordere, 
die Sache zum Wege Rechtens in die vorgeschriebene Instanzen-Ordnung 
verweisan." 

21* 
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ferner, wenn die Slaalsgewall an Drille Rechte zu verleihen 
crsuciil ist, die mit ihm in Collision kommen, nach den oben 
(Seite 298. 299) gemachten Unterscheidungen entweder unbedingt 
respeklirl wird oder doch, wenn die Staalsgewiilt durch höhere 
Interessen veranlasst, trotz ihm das erbetene Recht ertheill, den 
Anspruch auf Schadensersalz von dem Erwerber dieses neuen 
Rechts begründet. 

Der Gegensatz dieses Rechts im sirengen Sinne bildet das 
einfache Interesse, der nur zufällige und faktische Vortheil, 
wie er auch aus manchen Acten der Staatsgewalt hervorgehen 
kann, die ganz aus den Mitlein der Gesammtheit und 
ausschliesslich nach den Rücksichten des allgemeinen Nutzens 
geschehen, z. B. bei Verlegung und Wahl von Amlssilzen , Be- 
slimmung der Weglinien etc. 

In der Mitte zwischen beiden stehen Jone Beziehungen der 
Einzelnen und der Körperschaften im Staute, die als rechtliche 
Interessen bezeichnet wurden, indem sie eineslheils nicht auf 
den eigentlichen Inhalt der individuellen Rechlskreise eingehen, 
also auch, wo sie nicht anerkannt werden, keine Entschädigung 
begründen '), andernlheils aber eine entschiedene rechlliche Be- 
deutung haben, indem 



1) Hierin liegt der Kern der Diflerenzen über das Verhällniss der Justiz 
zar Administration und zeigt sich besonders die Verkennung der Aufgabe 
und des Wesens der Staatsverwaltung in der Aufstellung und Hieherbeziehung 
so allgemein lautender Sätze, wie der, dass IN'ieniand sein PrivHtrerht für 
ölTentliche Zwecke ohne Entschädigung aufopfern oder beschränken lassen 
müsse, dass demnach Jeder, der sich durch eine Verfügung der Staatsgewalt 
in seinem Privatrecht verletzt glaubt, also auch z. B. durch eine Steuer- 
audaee, durch ein polizeiliches Verbot oder Gebot, — das Gericht angehen 
könne, welches, wenn auch nicht über die Aufhebung jener Verfügung, doch 
darüber, ob und welche Entschädigung dem Kläger gebühre, zu erkennen 
habe. — Es ist klar, dass, wenn die Verfügung begründet ist, ebendamit 
die Frage der Entschädigung, welche eben diese Verfügung in ihren Folgen 
wieder auflieben würde, ausgeschlossen ist, es handelt sich hier gerade von 
Begrenzung, Normirung der individuellen Rechte durch die Staatsgewalt in 
den durch die Gesammtinteressen gebotenen Richtungen, um die Bestimmung 
den Fälle, in welchen ein Einzelnrecht an sich oder in einer gewissen Art 
der Ausübung schädlich wirkt, die Rechte Anderer und die Gesammtheit, die 
alle beschützen soll, nicht neben ihm besteben könnten, wo und wie weit 
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1) um des Ganzen willen und zum Zweck der Wirksam- 
keil für dasselbe eigenlhüm liehe Rechte anerkannt und 
verliehen werden, die ebendesshalb zugleich Verpflichtungen 
sind, wie die Wahlrechte, die Rechte der Gemeinden, der 
Beamten ; 

2) aus den Mitteln und Gütern der Gesammtheit die indi- 
viduellen Rechlskreise selbst erweitert werden, bei wel- 
cher Erweiterung und Verleihung aber bereits bestehende Rechls- 
kreise Dritter berührt worden, und im öfTentlichen Interesse und 
nach der Natur jener Güter mit den neuzuschaffenden in Ueber- 
einstimmung zu bringen sind ; 

3j die individuellen Rechtskreise aber auch theils zu 
direclen Leistungen für die Zwecke der Gesammlheit angehal- 
len, Iheils in ihrem sonstigen Dasein und Wirken in bestimmte, 
dem Ganzen nothwendige und erspriessliche Richtungen ge- 
leilet werden. 

Die Staatsgewalt, als Vertreterin der Gesammlheit, hal das 
Recht dieser Verleihungen, Auflagen, Leitungen, wodurch die 
vereinzelten Kreise zum Ganzen bezogen und in ihm flüssig 
erhallen werden; sie übt darin zugleich ihre Pflicht gegen 
die Gesammtheit. Grund und Zweck sind die öffentlichen In- 
teressen, aber es ist dabei immer eine die anerkannten 
individuellenundbesonderenRechts kreise berüh- 
ren de Seile, die zu wahren ist, deren Verlheidigung im 
Rechtsslaale erlaubt sein muss. Es wird daher überall ein 
Punkt sein, bis zu welchem die Staatsgewalt nach dieser Seile 
gehen darf und soll, welchen sie aber auch rechtlich nicht 



also dag Einzelnrecht überhaupt nicht anzuerkennen ist. Wenn daher ein 
Einzelner durch eine solche Verfügung in seinem Privatrechte sich verletzt 
glaubt, so kann die Frage nur sein, ob dieselbe überhaupt im Kreise 
der Aufgabe der Polizei-, Regiminal-, Steuer- etc. Hoheit gelegen gewesen, 
ob es sich nicht etwa von Ordnung blos individueller Rechtsverhält- 
nisse unter und zu einander handelt (wie da, wo Staatsgewalt ledig- 
lich zum Nutzen des Fiskus bandelt) und wenn diese Frage dem Gericht 
zweifelhaft wäre, oder dieses im MiJerspruch mit der Verwaltungsbehörde 
den letztern Fall annehmen würde, so wäre ein Competenz-Coaflict 
zu erbeben. 
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überschreiten kann. Die Grundsätze, welche nach der Natur 
der Verwallungsacte bei Ausmitllung und Festsetzung dieses 
Rechts - Punktes gelten müssen , werden die Verschiedenheit 
dieser Rechtsbeziehungen von den eigentlichen Einzeln-Rechten 
noch näher erweisen. Hierüber soll sich ein zweiter Artikel 
verbreiten. 



